
  

Herrn 
Vorsitzenden des Finanzausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Günter Neugebauer, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel 
 
 
 
 
Kiel, 19. Oktober 2007 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen 
(GlüStV AG) - Drs. 16/1566  
Weiterleitung einer Finanzausschussvorlage des IM 
 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 

im Zuge der Beratung der Drucksache Nr. 16/1566 Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung 

des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen (GlüStV AG) bittet das Innenministerium um 

Berücksichtigung eines Schreibens der Europäischen Kommission vom 24.09.2007 an das 

Bundesministerium für Wirtschaft und Verkehr sowie daraus resultierender Änderungen 

des vorgelegten Gesetzentwurfs. Diese Änderungen sind zwischen den Staatskanzleien 

der Länder abgestimmt. Einzelheiten sind der anliegenden Vorlage zu entnehmen, die ich 

zu Ihrer Kenntnisnahme übersende. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. 

Dr. Arne Wulff 
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Innenministerium 
des Landes

Schleswig-Holstein   
 
 
 
 Staatssekretär

An den 
Vorsitzenden des Finanzausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Günter Neugebauer, MdL 
Landeshaus 
 
24105 Kiel 
 
 
über das 
Finanzministerium 
des Landes Schleswig-Holstein 
Düsternbrooker Weg 64 
 
24105 Kiel 
 
 

15. Oktober 2007 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen 
(GlüStV AG) - Drs. 16/1566 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
die Europäische Kommission hat mit dem als Anlage beigefügten Schreiben vom 

24.09.2007 an das Bundesministerium für Wirtschaft und Verkehr darauf hingewiesen, 

dass sie die Ausführungsgesetze der Länder zum Glücksspielstaatsvertrag nach der 

Richtlinie über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und 

der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft für notifizierungspflichtig hält, 

soweit diese über den bereits notifizierten Staatsvertragsentwurf hinausgehende Vorschrif-

ten zum Glücksspiel im Internet enthalten. Nach Auffassung der Kommission gehören da-

zu Bußgeldvorschriften, die an das Internetverbot im Staatsvertrag anknüpfen, und Rege-

lungen, die verschärfende Anforderungen an die übergangsweise Zulassung von Glücks-

spielen im Internet nach § 25 Abs. 6 GlüStV etwa durch eine Absenkung der dort genann-

ten Einsatzgrenze von 1000 € vorsehen.  
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Eine Notifizierung der Ausführungsgesetze der Länder bis zu deren notwendiger Verab-

schiedung rechtzeitig vor dem 01.01.2008, dem vom Bundesverfassungsgericht vorgege-

benen spätesten Zeitpunkt für die Neuregelung des Glücksspielrechts, ist wegen der in der 

o. a. Richtlinie vorgegebenen Fristen nicht mehr möglich. Die Staatskanzleien der Länder 

haben sich deshalb darauf verständigt, die von der Kommission für notifizierungspflichtig 

gehaltenen Bestimmungen aus den Ausführungsgesetzen herauszunehmen. Ich bitte da-

her, in der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zu dem Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung des Glücksspielstaatsvertrages folgende Änderungen zu berücksichtigen: 

 

1. § 9 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Abweichend von § 4 Abs. 4 GlüStV kann bei Lotterien die Veranstaltung und die 

Vermittlung im Internet bis 31. Dezember 2008 erlaubt werden, wenn die Beach-

tung der in § 25 Abs. 6 GlüStV genannte Voraussetzungen sichergestellt ist.“ 

Begründung: 

Die Bestimmung des § 9 sieht zwar nicht die von der Kommission beanstandete 

Absenkung der in § 25 Abs. 6 GlüStV festgelegten Einsatzgrenze vor. Um jedes Ri-

siko auszuschließen, sollte aber in Satz 1 die Bezugnahme auf die allgemeinen Er-

laubnisvoraussetzungen des § 5 Abs. 1 und 2 gestrichen werden. 

 

2. In § 13 Abs. 1 wird Nummer 3 gestrichen. Die bisherigen Nummern 4 bis 12 werden 

Nummern 3 bis 11. 

Begründung: 

Die bisherige Nummer 3 enthält den von der Kommission beanstandeten Bußgeld-

tatbestand für die Veranstaltung und Vermittlung von Glücksspielen im Internet ent-

gegen dem Verbot in § 4 Abs. 4 GlüStV. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
Ulrich Lorenz 






